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Editorial
Der Geruch des Geldes
«Der Geruch des Gewinns ist gut, woher er 
auch komme» (Juvenal). Die verwegensten 
Ideen, wie der Staat zu Geld kommen soll, 
sind zwar seit der Hochblüte des New Pu-
blic Managements wieder verschwunden. 
Aber die Frage, wie und in welchem Um-
fang der Staat von Privaten Geld annehmen 
darf, ist unvermindert von grosser Bedeu-
tung. Staatliche Bildungs- und Kulturein-
richtungen werden heute von Privaten 
mit getragen. Je nach Sachgebiet und po-
litischer Couleur changieren Begeisterung 
über einen hohen Eigenfinanzierungsgrad 
und Kritik an unzulässiger Unterwande-
rung der öffentlichen Hand. Nur den Dunst 
von Zigaretten scheint niemand mehr rie-
chen zu wollen.
Was kann das Recht für diese Fragen leis-
ten? Es kann zunächst klären, worum es 
überhaupt geht. Es kann die vielfältigen 
Formen von privater und öffentlicher Zu-
sammenarbeit klassieren und einordnen. 
Der Begriff «Sponsoring» geistert in der Öf-
fentlichkeit, aber auch bei Verwaltungsbe-
hörden herum, ohne dass vielfach klar ist, 
worum es überhaupt geht. Das Recht kann 
diesen Spuk mindestens teilweise unter-
binden. Es kann unterscheiden zwischen 
dem Sponsoring durch den Staat an Private 
und dem Sponsoring des Staates durch Pri-
vate. Das ist simpel, aber fundamental: Im 
ersten Fall richten sich die Rechtsgrund-
lagen nach den einschlägigen Sach- und 
Subventionsgesetzen. Im zweiten Fall ist 
die rechtliche Zuordnung schwerer vorzu-
nehmen. Der Staat nimmt Geld entgegen, 
was ausserhalb der typischen wirtschaftli-
chen Dienstleistungen des Staates  vielfach 
nicht oder nur rudimentär geregelt ist.
Ein solcher Leistungsaustausch findet 
vielfach statt, weil der private Geldgeber 
sich einen Imagegewinn von der Zusam-
menarbeit mit dem Staat verspricht. Das 
ist legitim. Dem Gemeinwesen muss aber 
bewusst sein, dass sein Ansehen unter 
der Zusammenarbeit leiden kann. Die An-
nahme von Geld der Privaten durch den 
Staat steht auch rasch unter dem Verdacht, 
dass es dem privaten Geldgeber nicht nur 
um das Image geht, sondern auch um an-
dere Vorteile. Alle grösseren Unternehmen 
stehen mit dem Staat in einer komplexen 
rechtlichen Beziehung – von Arbeitsbewil-
ligungen bis hin zu Steuern. Der Geruch des 
Geldes kann rasch anrüchig werden.
Es ist aber falsch und einseitig, den priva-
ten Geldgebern vorschnell unlautere Mo-
tive zu unterstellen. Staatliche Tätigkeiten 
werden von Privaten auch aus reinem Idea-
lismus gefördert. Museen, Universitäten, 
Tierparks, humanitäres Engagement der 
Schweiz etc. profitieren von diesem Mäze-
natentum. Es wäre rigide und kurzsichtig, 
Geschenke mit dem Bade auszuschütten.
Die Forderung muss sein, dass die Rechts-
verhältnisse zu Privaten auf einer soliden 
rechtlichen Grundlage beruhen. Die Bei-
träge des vorliegenden Hefts analysieren 
die rechtlichen Herausforderungen tref-
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fend. Agata Zielniewicz untersucht das 
Verhältnis der Eidgenossenschaft zu priva-
ten Stiftungen. Markus Müller wirft einen 
kritischen Blick auf die Übertragung staat-
licher Aufgaben an Aktiengesellschaften. 
Hans-Peter Schaub beleuchtet die Prob-
lemstellungen aus der Sicht der kantona-
len Oberaufsicht.
In aller Kürze: Leistung und Gegenleistung 
eines Sponsoringvertrages, so vorhanden, 
müssen hinreichend definiert werden. 
Gleiches gilt für die übrigen Rechte und 
Pflichten der Parteien. Das Gemeinwesen 
muss mindestens intern über eine klare 
Regelung verfügen, wie mit solchen Ver-
trägen umgegangen werden soll. Beschaf-
fungsrecht kommt auf diesen Leistungs-
austausch nicht zur Anwendung, aber für 
den Grundgedanken der Gleichbehandlung 
und der Transparenz bilden die Regeln der 
Submission eine taugliche Blaupause.
Apropos Beschaffungsrecht: Das Anliegen 
der Transparenz ist ein Schlüsselkonzept 
hier wie dort. Private müssen verstehen, 
dass der Staat seine Finanzmittel in der 
Regel umfassend offenlegen muss und 
die Oberaufsicht des Parlaments blinde 
Flecken nur schlecht erträgt. Entspre-
chende Vorbehalte in den Vereinbarungen 
zwischen Staat und Privaten verhindern 
unschöne Konflikte, wenn die Zusammen-
arbeit später – mindestens medial – in 
eine Schieflage geraten sollte. Der Staat 
kann und darf nicht die Vertraulichkeit zu-
sichern, wie es eine private Institution tun 
kann. Bei jeder Tätigkeit muss zuorderbar 
bleiben, was staatlich, was privat und was 
gemeinsam ist. Das schliesst nicht aus, 
dass ein Vertrag legitime Geschäftsge-
heimnisse der privaten Geldgeber schützt. 
Der Spielraum des Gemeinwesens für all-
fällige Zusicherungen ist aber sorgfältig zu 
klären.
Mit sauberen rechtlichen Vorgaben im In-
nen- und Aussenverhältnis lassen sich 
sicher nicht alle Problemstellungen lösen, 
wie die Beiträge im vorliegenden Heft zei-
gen. Aber sie öffnen ein Fenster. Ein Fens-
ter, das genug frischen Wind hineinlässt, 
dass der Geruch des Gewinnes wahrlich 
gut bleibt, woher er auch komme.
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